
Das neue Patientenrechtegesetz (PatRG)

Das Patientenrechtegesetz (künftig abgekürzt
PatRG) wendet sich an eine große Anzahl
von Personen: einmal an alle Patienten,
zum anderen an alle Leistungsanbieter im
(erweiterten) Gesundheitswesen.

1. Die Historie

Das Bedürfnis nach einer klaren Patientenrechterege-
lung ist schon seit einigen Jahrzehnten existent. In der
Bundesrepublik Deutschland überlegte man 1989, ob
eine Regelung in der Form einer „Charta“ oder durch
Gesetz erfolgen sollte und man erstellte 1999 und in
den folgenden Jahren die „Charta-Broschüre“. Im Jahre
2007 entschloss man sich, die Patientenrechte gesetz-
lich zu regeln, und dieser Beschluss fand 2009
Aufnahme in den Koalitionsvertrag. In den folgenden
Jahren entstanden Referentenentwürfe, Regierungs-
entwürfe und Bundesratsgegenvorstellungen, bis dass
nach Durchgang durch die Ausschüsse und nach einer
Lesung die zweite und dritte Lesung am 29.11.2012 statt-
fand und der Bundesrat Anfang Februar dieses Jahres
über den Entwurf zu entscheiden hatte. Das Gesetz ist
am 26.02.2013 in Kraft getreten.

2. Neue Terminologie – Der Behandler

§ 630 a des BGB, eingefügt in dieses durch das PatRG,
bringt erstmalig (im Zivil- wie im Sozialrecht) den
Begriff des Behandelnden und besagt im Gesetzestext:

„(1) Durch den Behandlungsvertrag wird derjenige,
welcher die medizinische Behandlung eines Patienten
zusagt (Behandelnder), zur Leistung der versprochenen
Behandlung, der andere Teil (Patient) zur Gewährung
der vereinbarten Vergütung verpflichtet, soweit nicht
ein Dritter zur Zahlung verpflichtet ist.“

Wer der Behandelnde sein kann, verrät uns das Gesetz
nicht. Nach Aussage des Dieter Hart (Professor am
Institut für Gesundheit und Medizinrecht Universität
Bremen) anlässlich der medizinrechtlichen Jahresar-
beitstagung beim Gemeinsamen Bundesausschuss in
Berlin, rät dieser, den Begriff extensiv auszulegen und
eine Orientierung im Heilpraktikergesetz zu suchen;
danach ist jeder Behandelnder, der die Heilkunde
ausübt und auszuüben zusagt. Das Heilpraktikergesetz
orientiert sich wieder am Begriff der „Krankheit“. Dieser

Begriff ist sehr weit auszulegen und umfasst jede, auch
nur eine vorübergehende oder unerhebliche Störung
des Körpers oder seiner Funktionen. Natürlich gehören
zur Heilkunde auch die Prävention und die medizini-
sche Tätigkeit am Gesunden, wie die höchstrichterliche
Rechtsprechung in Ergänzung des redaktionell etwas
missratenen Heilpraktikergesetzes ergänzt hat. Danach
gehören zu den Behandelnden nicht nur Ärzte, Heb-
ammen, Ergotherapeuten, Logopäden, Physiothera-
peuten, Masseure und med. Bademeister, sondern auch
Dienstleister wie Kinesiologen, Atemtherapeuten, Lingu-
isten (wenn sie klinisch tätig werden auf jeden Fall) und
andere Mitglieder medizinischer Fachberufe. Dass
Masseure und med. Bademeister keine gefahrgeneigte
Tätigkeit ausüben und ihre Tätigkeit insoweit nicht unter
das Heilpraktikergesetz fällt, ändert an der Zuordnung
zu § 630 a PatRG nichts.
Der Vertrag nach § 630 a ist in der Regel ein Dienstver-
trag (ein Vertragspartner verpflichtet sich zur Erbrin-
gung versprochener Dienste). Nur bei einer individuellen
Vereinbarung, so beispielsweise beim kosmetischen
Eingriff oder beim vorsorglichen Eingriff, kann Werk-
vertragsrecht zur Anwendung kommen (beim Werkver-
trag verpflichtet ein Vertragspartner die Herstellung und
Verschaffung eines versprochenen individuellen Werks).
Gehen wir also an dieser Stelle davon aus, dass das
PatRG den Kreis der Dienstleister nicht unerheblich
erweitert hat und auch solche Berufsgruppen einbe-
zieht, die bislang ausgeschlossen waren oder sich
ausgeschlossen glaubten aus dem Leistungserbrin-
gungsrecht medizinischer Leistungen.

3. Qualität der Behandlung

Das Gesetz fordert – ebenso wie die bisherige oberge-
richtliche Rechtsprechung –, dass die Behandlung nach
dem zum Zeitpunkt der Behandlung bestehenden allge-
mein anerkannten fachlichen Standard zu erfolgen hat.
Das betrifft alle wissenschaftlichen Erkenntnisse, alle
gewonnenen fachlichen Erkenntnisse und damit auch
den gesamten Organisationsstandard. Dabei sollen
Behandelnder und Patient zusammenwirken. Der Part-
nerschaftsgedanke und die Forderung nach einem
Vertrauensverhältnis sind in dieser Vorschrift unüber-
hörbar und sollen vom Verhandelnden ausdrücklich
gefordert und gepflegt werden.

4. Aufklärungspflicht des Patienten

Bei der Aufklärungspflicht des Patienten unterscheidet
das Gesetz zwischen einer Sicherungsaufklärung und
einer Selbstbestimmungsaufklärung.
§ 630 c Abs. 2 Satz 1 – 3 PatRG bestimmt:
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„(2) Der Behandelnde ist verpflichtet, dem Patienten in
verständlicher Weise zu Beginn der Behandlung und,
soweit erforderlich, in deren Verlauf sämtliche für die
Behandlung wesentlichen Umstände zu erläutern,
insbesondere die Diagnose, die voraussichtliche gesund-
heitliche Entwicklung, die Therapie und die zu und nach
der Therapie zu ergreifenden Maßnahmen.“

Zu diesen mitzuteilenden Sachverhalten gehört auch
die Aufklärung über einen bereits erfolgten Behand-
lungsfehler und dessen für den Patienten vorausseh-
baren Folgen.
Neu ist eine Kostenhinweispflicht. Hierzu bestimmt
§ 630 c Abs. 3:

„(3) Weiß der Behandelnde, dass eine vollständige
Übernahme der Behandlungskosten durch einen Dritten
nicht gesichert ist oder ergeben sich nach den
Umständen hierfür hinreichende Anhaltspunkte, muss
er den Patienten vor Beginn der Behandlung über die
voraussichtlichen Kosten der Behandlung in Textform
informieren. Weitergehende Formanforderungen aus
anderen Vorschriften bleiben unberührt.“

Diese wirtschaftliche Aufklärung verpflichtet den Behan-
delnden sowohl bei der Behandlung von GKV-Patienten,
als auch bei der Behandlung von PKV-Patienten.
Eine Information der vorgenannten Art ist dann nicht
notwendig, wenn die Behandlung unaufschiebbar ist,
oder der Patient auf die Information ausdrücklich
verzichtet hat. Dies gilt also nur im Notfall oder bei
Verzicht. Im Notfall ist die Information jedoch nachzu-
holen.

Die Selbstbestimmungsaufklärung verpflichtet den
Behandelnden, den Patienten

„[…] über sämtliche für die Einwilligung wesentlichen
Umstände aufzuklären. Dazu gehören insbesondere Art,
Umfang, Durchführung, zu erwartende Folgen und
Risiken der Maßnahme sowie ihre Notwendigkeit,
Dringlichkeit, Eignung und Erfolgsaussichten im Hinblick
auf die Diagnose oder die Therapie. Bei der Aufklärung
ist auch auf Alternativen zur Maßnahme hinzuweisen,
wenn mehrere medizinisch gleichermaßen indizierte
und übliche Methoden zu wesentlich unterschiedlichen
Belastungen, Risiken oder Heilungschancen führen
können.“

5. Der Informationsverpflichtete

Die Information des Patienten muss nicht durch den
Behandelnden selbst unbedingt erfolgen. Sie kann auch
erfolgen durch eine Person, die

„[…] über die zur Durchführung der Maßnahme
notwendige Ausbildung verfügt; […]“.

Es kann auf Unterlagen Bezug genommen werden.
Wichtig ist, dass die Information rechtzeitig erfolgt und
dem Patienten Überlegungsmöglichkeiten belässt, und
dass der Patient sie versteht, ohne vom Behandelnden
geäußertes „Fachlatein“ verstehen zu müssen.

6. Dokumentationspflicht

Gemäß § 630 f Abs. 1 PatRG ist der Behandelnde
verpflichtet:

„(1) Der Behandelnde ist verpflichtet, zum Zweck der
Dokumentation in unmittelbarem zeitlichen Zusam-
menhang mit der Behandlung eine Patientenakte in
Papierform oder elektronisch zu führen. Berichtigungen
und Änderungen von Eintragungen in der Patientenakte
sind nur zulässig, wenn neben dem ursprünglichen
Inhalt erkennbar bleibt, wann sie vorgenommen worden
sind. Dies ist auch für elektronisch geführte Patienten-
akten sicherzustellen.“

Über den Inhalt der Dokumentation bestimmt das
Gesetz in § 630 f Abs. 2:

„(2) Der Behandelnde ist verpflichtet, in der Patienten-
akte sämtliche aus fachlicher Sicht für die derzeitige und
künftige Behandlung wesentlichen Maßnahmen und
deren Ergebnisse aufzuzeichnen, insbesondere die
Anamnese, Diagnosen, Untersuchungen, Untersu-
chungsergebnisse, Befunde, Therapien und ihre
Wirkungen, Eingriffe und ihre Wirkungen, Einwilli-
gungen und Aufklärungen.“

Die Aufbewahrungspflicht ist im Gesetz nicht besonders
hervorgehoben, beträgt aber nach vorsichtiger Einschät-
zung 10 Jahre.

7. Einsichtsrecht des Patienten
in die Dokumentation

§ 630 g PatRG schreibt vor:

„(1) Dem Patienten ist auf Verlangen unverzüglich
Einsicht in die vollständige, ihn betreffende Patienten-
akte zu gewähren, soweit der Einsichtnahme nicht
erhebliche therapeutische Gründe oder sonstige erheb-
liche Rechte Dritter entgegenstehen.“

Wird aus diesen Gründen eine Einsichtnahme verwei-
gert, ist dies zu begründen.
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Beweislastverteilung

§ 630 h PatRG bestimmt:

„(1) Ein Fehler des Behandelnden wird vermutet, wenn
sich ein allgemeines Behandlungsrisiko verwirklicht hat,
das für den Behandelnden voll beherrschbar war und
das zur Verletzung des Lebens, des Körpers oder der
Gesundheit des Patienten geführt hat.“

Dies ist die Beweislastregelung bei voll beherrschbaren
Risiken durch den Behandelnden. Zu den Fehlern
gehören Organisationsfehler, Fehler am technischen
Gerät, vor allen Dingen auch Hygienefehler.

Absatz 2 der entsprechenden Vorschrift regelt die
Beweislast exakt.

„(2) Der Behandelnde hat zu beweisen, dass er eine
Einwilligung gemäß § 630 d [Einwilligung des Patienten
in die Vornahme der Behandlung] eingeholt und
entsprechend den Anforderungen des § 630 e [Aufklä-
rung des Patienten als Sicherungsaufklärung und vor
allen Dingen als Selbstbestimmungsaufklärung] aufge-
klärt hat.“

Hier empfiehlt sich also, in jedem Falle eine Unterschrift
des Patienten einzuholen, mit welcher die ordnungs-
gemäße Information des Patienten durch diesen bestä-
tigt wird. Der nächste Absatz bestimmt nämlich zu
Lasten des Behandelnden Folgendes:

„(3) Hat der Behandelnde eine medizinisch gebotene
wesentliche Maßnahme und ihr Ergebnis entgegen §
630 f Absatz 1 oder Absatz 2 nicht in der Patientenakte
aufgezeichnet oder hat er die Patientenakte entgegen §
630 f Absatz 3 nicht aufbewahrt, wird vermutet, dass er
diese Maßnahme nicht getroffen hat.“

Mangelnde Qualifikation des Behandlers

§ 630 h bestimmt in Absatz 4:

„(4) War ein Behandelnder für die von ihm vorgenom-
mene Behandlung nicht befähigt, wird vermutet, dass
die mangelnde Befähigung für den Eintritt der Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit
ursächlich war.“

Wir wissen noch nicht, mit welcher Nachhaltigkeit das
Gesetz auch bei den Mitgliedern medizinischer Fach-
berufe greift. Nach dem bisherigen Gesetzestext ist aller-
dings zu vermuten, dass das Übernahmeverschulden
auch dann angenommen wird, wenn beispielsweise

ZNS verordnet, aber Krankengymnastik erbracht wird
und der Gesundheitszustand des Patienten sich nicht
verbessert (siehe jedoch den Abschnitt Fazit).
Über den groben Behandlungsfehler bestimmt das
Gesetz in Absatz 5 von § 630 h:

„(5) Liegt ein grober Behandlungsfehler vor und ist
dieser grundsätzlich geeignet, eine Verletzung des
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit der tatsäch-
lich eingetretenen Art herbeizuführen, wird vermutet,
dass der Behandlungsfehler für diese Verletzung
ursächlich war. Dies gilt auch dann, wenn es der Behan-
delnde unterlassen hat, einen medizinisch gebotenen
Befund rechtzeitig zu erheben oder zu sichern, soweit
der Befund mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein
Ergebnis erbracht hätte, das Anlass zu weiteren
Maßnahmen gegeben hätte, und wenn das Unterlassen
solcher Maßnahmen grob fehlerhaft gewesen wäre.“

Hier arbeitet der Gesetzgeber mit der Kausalitätsver-
mutung. Bei einem groben Behandlungsfehler ist es
Aufgabe des Behandelnden nachzuweisen, dass ein
eingetretener Schaden nicht auf den Behandlungsfehler
zurückzuführen ist, und dies dürfte in aller Regel ein
sehr schwieriges Unterfangen sein.

Fazit

Das Patientenrechtegesetz fasst im Wesentlichen die
bisherige Rechtsprechung in Gesetzesform zusammen.
Wesentliche Neuregelungen fehlen. Die Anforderungen
an die Vertragsgestaltung, die Aufklärung des Patienten
und die Beweislastumkehr sind allerdings nunmehr so
festgeschrieben, dass sie auch vom Laien lesbar und
richtig deutbar sind. Ob dies einen Entwicklungsstill-
stand im Bereich individueller oder kollektiver Patien-
tenrechte bewirkt, bleibt abzuwarten.

Abzuwarten bleibt auch, ob aus der Gesetzespflicht die
Mitglieder medizinischer Fachberufe herausgelöst
werden, die erst hinter dem befundenden, diagnosti-
zierenden, verordnenden Arzt stehen. Dies könnte durch
eine Veränderung von Vorschriften des SBG V erfolgen,
wenngleich sich auch eine solche Entwicklung zzt. noch
nicht abzeichnet. Dann aber bedeutet es, dass auf die
vielen Mitglieder medizinischer Fachberufe (Physiothe-
rapeuten, Masseure und medizinische Bademeister,
Ergotherapeuten, Logopäden, Atemtherapeuten, Kine-
siologen, Osteopathen, etc.) mancherlei Aufgaben
zukommen, die in dieser Form bis jetzt nicht gefordert
waren.

Dr. Ernst Boxberg
Justiziar des VPT

3St
an

d:
06

/2
01

3


